6. STAMMKAPITAL UND VERMÖGEN DER GESELLSCHAFT

6.1. Das Stammkapital der Gesellschaft  bestimmt die minimale Vermögensgröße, die die Interessen ihrer Gläubiger garantiert und 10. 000 (zehntausend) Rubel beträgt.

6.2. Der Geschäftsanteil «…» am Stammkapital der Gesellschaft beträgt 50 (fünfzig) Prozent. Der Nominalwert des Anteils «….» am Stammkapital der Gesellschaft beträgt 5.000 (fünftausend) Rubel.

6.3. Der Geschäftsanteil «…» am Stammkapital der Gesellschaft beträgt 50 (fünfzig) Prozent. Der Nominalwert des Anteils «…» am Stammkapital der Gesellschaft beträgt 5.000 (fünftausend) Rubel.

6.4. Zum Zeitpunkt der staatlichen Registrierung der Gesellschaft haben die Gesellschafter das gesamte Stammkapital einzuzahlen.

6.5. Die Einlagen in das Stammkapital der Gesellschaft können nur in Geld eingebracht werden.

6.6. Die Gesellschafter, die ihren Anteil am Stammkapital der Gesellschaft nicht vollständig eingebracht haben, haften gesamtschuldnerisch für ihre Verpflichtungen in der Höhe des nicht eingezahlten Anteils jedes der Gesellschafter.

7. ÄNDERUNG DER HÖHE DES STAMMKAPITALS DER GESELLSCHAFT 

7.1. Die Erhöhung des Stammkapitals der Gesellschaft ist nur nach seiner vollständigen Bezahlung zulässig. Die Erhöhung des Stammkapitals der Gesellschaft  kann aus dem Vermögen der Gesellschaft  heraus und (oder) durch zusätzliche Einlagen der Gesellschaft und (oder) durch Einlagen der in die Gesellschaft aufzunehmenden Dritten erfolgen. 

7.2. Die Erhöhung des Stammkapitals der Gesellschaft aus dem Vermögen  der Gesellschaft heraus erfolgt nach dem Beschluß der Gesellschafterversammlung, der mit der Zweidrittelmehrheit von der gesamten Anzahl der Stimmen der Gesellschafter gefasst wurde. Dabei erhöht sich proportional der Nominalwert der Anteile aller Gesellschafter ohne Änderung der Größe ihrer Anteile.

7.3. Die Erhöhung des Stammkapitals der Gesellschaft  durch Einbringung zusätzlicher Einlagen durch die Gesellschafter erfolgt nach Beschluß der Gesellschafterversammlung, der mindestens mit der Zweidrittelmehrheit von der gesamten Anzahl der Stimmen der Gesellschafter gefasst wurde. Jeder Gesellschafter ist berechtigt, eine zusätzliche Einlage einzubringen, die den Teil des Gesamtwertes der zusätzlichen Einlagen nicht überschreitet, der der Größe der Einlage dieses Gesellschafters am Stammkapital der Gesellschaft proportional ist. Die zusätzlichen Einlagen sind innerhalb von 6 (sechs) Monaten vom Zeitpunkt der Fassung durch die Gesellschafterversammlung eines Beschlusses über die Erhöhung des Stammkapitals der Gesellschaft durch zusätzliche Einlagen der Gesellschafter einzubringen. Spätestens einen Monat nach dem Tag des Ablaufs der Frist für die Einbringung der zusätzlichen Einlagen fasst die Gesellschafterversammlung einen Beschluß über die Bestätigung der Ergebnisse der Einbringung zusätzlicher Einlagen und über die Vornahme von jeweiligen Änderungen der Gründungsdokumente der Gesellschaft.

7.4. Die Erhöhung des Stammkapitals der Gesellschaft auf Grund des Antrags eines Dritten (der Anträge der Dritten) auf dessen (deren) Aufnahme  in die Gesellschaft und die Einbringung einer Einlage erfolgt nach dem einstimmigen Beschluß der Gesellschafterversammlung. Dabei muss der Nominalwert der durch jeden in die Gesellschaft aufzunehmenden Dritten erworbenen Einlage gleich oder geringer als der Wert seiner Einlage sein.

7.5. Die Herabsetzung des Stammkapitals der Gesellschaft  kann durch die Herabsetzung des Nominalwertes der Anteile aller Gesellschafter unter Wahrung der Größen der Anteile und (oder) durch die Löschung der der Gesellschaft  gehörenden Anteile erfolgen.
8. ÜBERGANG DES ANTEILS (EINES TEILS DES ANTEILS)

8.1. Der Gesellschafter ist berechtigt, seinen Anteil am Stammkapital der Gesellschaft oder einen Teil seines Anteils an einen oder an mehrere Gesellschafter der betreffenden Gesellschaft  sowie den Dritten zu verkaufen oder anderweitig abzutreten.

8.2. Die Gesellschafter haben das Vorrecht auf den Kauf des Anteils des Gesellschafters zum Preis des Angebotes an den Dritten proportional zu den Größen ihrer Anteile. Nehmen die Gesellschafter ihr Vorrecht auf den Kauf des Anteils nicht in Anspruch, steht der Gesellschaft ein Vorrecht auf den Kauf des Anteils zu.
8.3. Der Gesellschafter, der beabsichtigt, seinen Anteil an einen Dritten zu verkaufen, hat darüber die übrigen Gesellschafter und die Gesellschaft selbst schriftlich unter Angabe des Preises und der sonstigen Verkaufsbedingungen zu benachrichtigen. Nehmen die Gesellschafter und (oder) die Gesellschaft ihr Vorrecht auf den Kauf des ganzen zum Verkauf angebotenen Anteils nicht in Anspruch, kann der Anteil innerhalb von einem Monat vom Tag der Benachrichtigung an einen Dritten unter den Bedingungen verkauft werden, die der Gesellschaft und ihren Gesellschaftern mitgeteilt wurden. 
8.4. Dem Erwerber des Anteils am Stammkapital der Gesellschaft gehen alle Rechte und Pflichten des Gesellschafters vom Zeitpunkt an über, in dem die Benachrichtigung der Gesellschaft zugeht, die vor der Abtretung des angegebenen Anteils entstanden sind, ausschließlich der zusätzlichen einem bestimmten Gesellschafter gewährten Rechte.
9. RECHTE UND PFLICHTEN DER GESELLSCHAFTER
9.1. Die Gesellschafter sind berechtigt:

9.1.1. sich an der Geschäftsführung der Gesellschaft  zu beteiligen gemäß dem Verfahren, das durch die Gesetzgebung und Gründungsdokumente festgelegt ist;

9.1.2. Informationen über die Tätigkeit der Gesellschaft zu erhalten und in deren Finanzdokumente sowie sonstige Unterlagen Einsicht zu nehmen;

9.1.3. an der Verteilung des Gewinns teilzunehmen;

9.1.4. ihre Anteile am Stammkapital der Gesellschaft oder einen Teil ihrer Anteile einem oder mehreren Gesellschaftern der betreffenden Gesellschaft zu verkaufen oder auf andere Art und Weise zu übertragen;

9.1.5. zu jeder Zeit aus der Gesellschaft unabhängig von der Zustimmung ihrer übrigen Gesellschafter abzutreten;

9.1.6. im Falle der Liquidation der Gesellschaft einen Teil des Vermögens, das nach Abrechnung mit den Gläubigern verblieben ist, beziehungsweise dessen Wert zu erhalten;

9.1.7. sonstige Rechte, die durch die geltende Gesetzgebung und vorliegende Satzung vorgesehen sind.

9.2. Die Gesellschafter sind verpflichtet:

9.2.1. die Einlagen gemäß dem Verfahren, in der Höhe, Zusammensetzung und innerhalb der Fristen einzubringen, die durch die Gesetzgebung und vorliegende Satzung festgelegt sind;

9.2.2. keine vertraulichen Informationen über die Tätigkeit der Gesellschaft weiterzugeben;

9.2.3. sonstige Pflichten einzugehen, die durch die geltende Gesetzgebung und vorliegende Satzung vorgesehen sind.

10. LEITUNG DER GESELLSCHAFT.

GESELLSCHAFTERVERSAMMLUNG

10.1. Die Verwaltungsorgane der Gesellschaft sind:

· Gesellschafterversammlung;

· Alleinvertretungsberechtigtes Exekutivorgan - Direktor

· Revisor.

10.2. Das höchste Verwaltungsorgan der Gesellschaft ist die Gesellschafterversammlung. Die Gesellschafterversammlung kann ordentlich und außerordentlich einberufen werden. Sie findet grundsätzlich am Sitz der Gesellschaft statt, es sei denn es liegt ein anders lautender einstimmiger Beschluss aller Gesellschafter vor.

10.3. Gesellschafterversammlungen werden durch den Direktor einberufen. Die Einberufung erfolgt schriftlich (auch per Telefax oder E-Mail) gegen Empfangsbekenntnis an jeden Gesellschafter unter Angabe von Ort, Tag, Zeit und Tagesordnung mit einer Frist von mindestens drei Wochen bei ordentlichen Gesellschafterversammlungen und von mindestens zwei Wochen bei außerordentlichen Gesellschafterversammlungen; bei Eilbedürftigkeit kann die Einberufung mit angemessen kürzerer Frist erfolgen. Der Lauf der Frist beginnt mit dem der Absendung folgenden Tag. Der Tag der Versammlung wird bei Berechnung der Frist nicht mitgezählt.

10.4. Jeder Gesellschafter hat in der Gesellschafterversammlung eine Anzahl der Stimmen proportional seinem Anteil am Stammkapital der Gesellschaft. Die Gesellschafterversammlung ist beschlussfähig, wenn daran alle Gesellschafter teilnehmen. 

Ist die Gesellschafterversammlung nicht beschlussfähig, ist unter Beachtung von Ziff. 10.3. unverzüglich eine neue Gesellschafterversammlung mit gleicher Tagesordnung einzuberufen. Diese ist ohne Rücksicht auf das vertretene Stammkapital beschlussfähig, falls hierauf in der Einberufung hingewiesen wird.

10.5. Zur ausschließlichen Kompetenz der Gesellschafterversammlung gehört Folgendes:

10.5.1. Die Festlegung der Hauptrichtlinien für die Tätigkeit der Gesellschaft sowie die Beschlussfassung über die Beteiligung an Assoziationen und anderen Vereinigungen kommerzieller Organisationen;

10.5.2. Die Änderung der Satzung der Gesellschaft, einschließlich der Änderung der Größe des Stammkapitals der Gesellschaft;

10.5.3. Die Vornahme der Änderungen des Gründungsvertrages;

10.5.4. Die Bildung der Exekutivorgane der Gesellschaft und der vorzeitige Widerruf seiner Vollmachten sowie die Beschlüsse über die Übertragung der Vollmachten des alleinvertretungsberechtigten Exekutivorgans der Gesellschaft einer kommerziellen Organisation oder einem Einzelunternehmer (nachstehend Geschäftsführer genannt), Ernennung eines solchen Geschäftsführers und Bestätigung der Bedingungen eines Vertrages mit ihm;

10.5.5. Die Bestätigung des Revisors und der vorzeitige Widerruf der Vollmachten des Revisors der Gesellschaft;

10.5.6. Die Bestätigung der Jahresabschlüsse und der buchhalterischen Jahresberichterstattungen;

10.5.7. Die Entscheidung über die Verteilung des Gewinns der Gesellschaft unter den Gesellschaftern;

10.5.8. Die Bestätigung der Dokumente, die die interne Tätigkeit der Gesellschaft regeln;

10.5.9. Die Beschlussfassung über die Herausgabe durch die Gesellschaft der Obligationen und anderer Emissionswertpapiere;

10.5.10. Die Bestellung einer Wirtschaftsprüfung, die Bestätigung des Wirtschaftsprüfers und die Festsetzung der Höhe seiner Vergütung;

10.5.11. Die Entscheidung über die Reorganisation oder Liquidation der Gesellschaft;

10.5.12. Die Ernennung der Liquidationskommission und die Bestätigung der Liquidationsbilanzen;

10.5.13. Beschlüsse über andere Fragen, die durch die geltende Gesetzgebung und vorliegende Satzung zur Kompetenz der Gesellschafterversammlung gezählt wurden.

10.6. Die ordentliche Gesellschafterversammlung, wo die Jahresergebnisse der Tätigkeit bestätigt werden, wird einmal im Jahr bis zum 30. April des Jahres, das dem Geschäftsjahr folgt, durchgeführt. Die ordentliche Gesellschafterversammlung wird durch den Direktor einberufen.

10.7. Die außerordentliche Gesellschafterversammlung wird durch den Direktor auf seine Anregung, auf Verlangen des Revisors der Gesellschaft, des Wirtschaftsprüfers, der Gesellschafter, die insgesamt über mindestens 1/10 aller Stimmen der Gesellschafter verfügen, einberufen. Innerhalb von 5 Tagen vom Zeitpunkt der Inempfangnahme einer Forderung zur Durchführung einer außerordentlichen Gesellschafterversammlung erörtert der Direktor die betreffende Forderung und beschließt über deren Durchführung oder Absage ihrer Durchführung. Falls der Beschluß  während der eingesetzten Frist nicht gefasst wird oder im Fall der Beschlussfassung über die Absage kann die außerordentliche Gesellschafterversammlung durch die Organe bzw. Personen einberufen werden, die ihre Durchführung verlangen.

10.8. Alle Kosten der Vorbereitung, Einberufung und Durchführung einer ordentlichen oder außerordentlichen Gesellschafterversammlung werden durch die Gesellschaft getragen.

10.9. Spätestens 30 Tage vor der Durchführung der Versammlung werden die Gesellschafter per Einschreiben über die Zeit und Ort der Durchführung der Gesellschafterversammlung in Kenntnis gesetzt. In der Benachrichtigung sind Zeit, Ort der Durchführung sowie die Tagesordnung der Gesellschafterversammlung anzugeben. 

Im gegenseitigen Einvernehmen  der Gesellschafter können sie auf die Forderung der Einhaltung der obengenannten Frist der vorherigen Benachrichtigung zu verzichten und über die Benachrichtigung der Gesellschafter über eine Faxnachricht mit der Bestätigung ihres Einganges abzumachen.

10.10. Die Gesellschafter sind berechtigt, an der Gesellschafterversammlung persönlich oder durch ihre bevollmächtigten Vertreter teilzunehmen. Die Gesellschafterversammlung wird durch einen aus den Gesellschaftern gewählten Vorsitzenden geführt. Die Wahl eines Vorsitzenden erfolgt durch Beschlussfassung gemäß vorstehender Ziff. 10.4.

10.11. Die Beschlüsse der Gesellschafterversammlung werden durch eine offene Abstimmung gefasst. Die Anzahl der Stimmen, die für die Beschlussfassung erforderlich ist, wird gemäß der geltenden Gesetzgebung und der vorliegenden Satzung festgelegt.

10.12. Die Beschlüsse der Gesellschafterversammlung über werden einstimmig gefasst. 

10.13. Ein Beschluß der Gesellschafterversammlung kann ohne Durchführung einer Gesellschafterversammlung im Umlaufverfahren (Abstimmung durch Zuruf) gefasst werden, das durch Post-, Fax-, Telefon-, Email- und sonstigen Verkehr mit der nachfolgenden Abfertigung dessen in Schriftform durchgeführt wird. 
10.14. Der Direktor der Gesellschaft organisiert die Führung des Protokolls der Gesellschafterversammlung. Die Protokolle aller Gesellschafterversammlungen sind im Protokollbuch abzuheften, das jederzeit jedem Gesellschafter zur Kenntnisnahme auf Verlangen vorgelegt wird. Auf Verlangen der Gesellschafter sind ihnen die Auszüge aus den Protokollen auszuhändigen, die durch das Exekutivorgan der Gesellschaft beglaubigt werden.

